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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 
 
 

Seite

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Nach TOP 1 werden zwei Aktuelle Viertelstunden aufgerufen. Die 
Nummerierung der nachfolgenden Punkte ändert sich entsprechend. 

Die abschließende Beratung und Abstimmung zum TOP „Entwurf eines 
Gesetzes zur Umsetzung von Regelungen des Sozialgesetzbuchs“ 
wird verschoben.  

 

1

1 Die Beauftragte der Landesregierung für die Belange von Menschen 
mit Behinderung 

Der Ausschuss führt ein Gespräch mit Angelika Gemkow, der neuen 
Landesbehindertenbeauftragten. 

 
 

1
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II

2 Aktuelle Viertelstunde  
Thema: „Geplanter Umbau der Versorgungsverwaltung“ 
auf Antrag der Fraktion der SPD 

Minister Karl-Josef Laumann (MAGS) und PStS Manfred Palmen (IM) 
tragen vor und beantworten Fragen aus dem Ausschuss.  

Das Thema soll noch einmal aufgegriffen werden.  
 

10

3 Aktuelle Viertelstunde 
Thema: „Streiks an den Universitätskliniken in NRW“ 
auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Dem Bericht von LMR Bernd Pieper (FM) folgt eine kontroverse Dis-
kussion. 

 

22

4 Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung von Regelungen des Sozial-
gesetzbuchs 
Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 14/1072 

Der Ausschuss will interfraktionelle Gespräche zu diesem Gesetzent-
wurf führen.  

 

28

5 Gesetz zur Durchführung des Altenpflegegesetzes und zur Ausbildung 
in der Altenpflegehilfe (AltPflG - NRW) 
Gesetzentwurf  
der Landesregierung 
Drucksache 14/1536 - Neudruck 
Vorlage14/476 

Am 24. Mai 2006 will der Ausschuss hierzu ein Gespräch mit Sachver-
ständigen führen.  

 

30

6 Verstärktes Auftreten von Masernerkrankungen in NRW 

MDgt Dr. Dorothea Prütting (MAGS) erstattet Bericht.  
 

31
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III

7 Stand der Kombilohn-Entwicklung - Vorschläge aus Nordrhein-
Westfalen  
Vorlage 14/457 

Das MAGS wird gebeten, dem Ausschuss einen Gesamtüberblick über 
die Kombilohnmodelle der Bundesländer zur Verfügung stellen und ihn 
über die für ein dauerhaftes Modell notwendigen Veränderungen im 
Optimierungsgesetz zu informieren. 

 

33

8 Gesundheitsgefährdung für Patientinnen und Patienten nicht länger 
hinnehmen! - EU-Richtlinie zur Bereitschaftszeit von Ärztinnen und 
Ärzten zügig umsetzen 
Antrag 
der Fraktion der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/887 
Vorlage 14/437 

Zu diesem Thema wurde zwischenzeitlich ein Antrag aller vier Fraktio-
nen vorgelegt (siehe Anlage).  

 

38

***** 
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Rainer Schmeltzer (SPD) bietet Herrn Minister Laumann an, gemeinsam mit Herrn Bi-
schoff zum Thema einfachere Arbeitskämpfe in den Fundus zu greifen und in einer stil-
len Stunde in die Tiefe zu gehen. 
Niemand beabsichtige, die Solidarität der Länder im Rahmen der TdL zu durchbrechen. 
Er kritisiere ausdrücklich diejenigen, so der Redner, die aus der TdL ausgebrochen sei-
en beziehungsweise damit liebäugelten. Dies sei der absolut falsche Weg.  
Wie vielfach bereits die Medien, so habe auch Minister Laumann hier alles in einen Topf 
geworfen. Die Unikliniken hätten sehr wohl das Recht, über einen eigenen Tarifvertrag 
zu verhandeln. Dass dies nicht geschehe, habe nichts mit der TdL zu tun, sondern liege 
daran, dass keine Verhandlungen seitens des Landes Nordrhein-Westfalen mit den 
nichtwissenschaftlichen Beschäftigten der Unikliniken, das heißt mit der sie vertreten-
den Gewerkschaft Verdi stattfänden. Diesen besonderen Vorwurf an die Landesregie-
rung habe der Minister ausgeklammert.  
Ein Kuchen lasse sich nur einmal verteilen. Man dürfe nicht den Abschluss der derzeit 
in der Hochzeit befindlichen Verhandlungen mit dem Marburger Bund für die Ärzte an 
den Universitätskliniken abwarten, um dann irgendwann einmal zu einem Abschluss der 
Verhandlungen mit Verdi für die nichtwissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter zu kommen. Ihnen gegenüber sei nicht zu verantworten, diese zweite Tarifrunde von 
dem Ergebnis der ersten Tarifrunde und seiner wirtschaftlichen Belastung abhängig zu 
machen. Hier liege der besondere Vorwurf gegenüber der Landesregierung begründet, 
die da tätig werden müsse.  

(Vorsitzender Günter Garbrecht übernimmt wieder den Vorsitz.) 

4 Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung von Regelungen des Sozialgesetz-
buchs 
Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 14/1072 
Ausschussprotokoll APr 14/181 

Der Ausschuss habe zu diesem Gesetzentwurf am 26. April 2006 eine öffentliche Anhö-
rung durchgeführt, so Vorsitzender Günter Garbrecht. Diese solle anders, als laut Ta-
gesordnung vorgesehen, nunmehr lediglich ausgewertet werden. Die abschließende 
Beratung und Abstimmung finde in der Sitzung am 24. Mai 2006 statt.  

Norbert Post (CDU) stellt gravierende Unterschiede in der Einschätzung der Folgen 
dieses Gesetzentwurfs fest. Wie die Anhörung gezeigt habe, sorgten sich die kreis-
angehörigen Gemeinden darum, über Gebühr belastet zu werden, während die Kreise 
als Träger der Argen die kreisangehörigen Gemeinden beteiligen wollten.  
Ein weiteres Problem werde beim Abzug des „Solis“ vor Verteilung der Wohngeld-
ersparnis an die Kommunen gesehen.  
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Schließlich bestehe die Sorge, dass das Land bei der Anwendung des SGB II zu wenig 
arbeitsmarktpolitischen Einfluss nehmen könne. Die Gemeinden seien der Bundes-
anstalt in dem Punkt ausgeliefert. Man sollte daher fraktionsübergreifend versuchen, 
Einfluss zu nehmen, um dieses Ungleichgewicht zwischen Gemeinden und Bundes-
anstalt etwas auszugleichen. 

In der Anhörung habe es in der Tat sehr unterschiedliche Argumentationsstränge gege-
ben, pflichtet Rainer Bischoff (SPD) bei, sodass sich sicher jeder in seiner Meinung 
bestätigt fühlen könne.  
Die SPD-Fraktion wolle die bisher vorgesehene Regelung zum Wohngeld aus Gründen 
der Gerechtigkeit beibehalten. 

Norbert Post (CDU) bekräftigt, nach seiner Auffassung gebe es mehrere Punkte, zu 
denen fraktionsübergreifend Lösungen erarbeitet werden könnten, und schlägt vor, die-
sen Tagesordnungspunkt zu verschieben. 

Barbara Steffens (GRÜNE) erklärt sich mit diesem Vorschlag einverstanden und rich-
tet sodann die Bitte an das Ministerium, dem Ausschuss einen Zeitplan zukommen zu 
lassen, aus dem hervorgehe, welche Änderungen man schnell umsetzen müsse und für 
welche man Zeit habe, da das im Bund vorliegende Optimierungsgesetz ohnehin noch 
Veränderungen auf Landesebene erforderlich machen werde. 

Vorsitzender Günter Garbrecht konstatiert, der Vorschlag von Herrn Post stoße auf 
allgemeine Zustimmung. Gleichwohl müsse die Landesregierung alsbald den von Frau 
Steffens erbetenen Zeitplan vorlegen, um sicherzustellen, dass die Regelung zur Vertei-
lung der Wohngeldersparnis rechtzeitig plenar beraten werden könne.  
Für das Ausführungsgesetz des Landes spiele auf jeden Fall die im Entwurf der Bun-
destagsfraktionen von SPD und CDU/CSU für das sogenannte Fortentwicklungsgesetz 
zum SGB II noch nicht geklärte Frage der Fach- und Dienstaufsicht über die Argen eine 
Rolle. Sollten weitere Punkte des Fortentwicklungsgesetzes das Ausführungsgesetz be-
treffen, müsste dies vom Ministerium dargestellt werden. 

Minister Karl-Josef Laumann (MAGS) spricht sich dafür aus, das Ausführungsgesetz 
des Landes alsbald in Gänze zu verabschieden. Das Bundeskabinett habe beschlos-
sen, die Fachaufsicht des Bundes zu stärken. Auch die Bundestagsfraktionen von 
CDU/CSU und SPD meinten, dass derjenige, der zahle, auch die Steuerung überneh-
men sollte. Die Möglichkeiten des Landes würden damit so weit wie möglich beschnit-
ten. Als Minister des Landes Nordrhein-Westfalen wende er sich entschieden gegen 
diese Steuerung „von oben“, so Laumann. Der Beschluss des Bundes stehe allerdings 
fest. Teilbereiche des Gesetzes erst in einigen Wochen zu regeln, werde an diesem 
Beschluss nichts ändern.  
Noch offene Fragen könne man in den nächsten zwei Wochen in der politischen Debat-
te klären. Dazu gehöre der Vorschlag der Regierung, dass die Kreistage über die Betei-
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ligung der Gemeinden beschließen können sollten. Diskutieren müsse man auch über 
die Frage der Steuerung des kommunalen Anteils mit dem Ziel einer einheitlichen Ar-
beitsmarktpolitik in NRW.  
In der großen Koalition in Berlin gebe es auf absehbare Zeit keine politischen Mehrhei-
ten für eine Änderung der Arbeitsmarktpolitik für Hartz-IV-Empfänger. Sei das SGB-II-
Optimierungsgesetz auf Bundesebene verabschiedet, müsse man seinen Frieden damit 
schließen und mit dem Rechtskonstrukt Arge das Bestmögliche für die betroffenen 
Menschen machen. Dabei könnten die unterschiedlichen politischen Auffassungen in 
dieser Frage durchaus bestehen bleiben. 
Von besonderer Bedeutung werde künftig die Be- und Entlastung der Kommunen sein. 
Andere politische Mehrheiten in Bund und Land hätten sich seinerzeit im Vermittlungs-
ausschuss auf einen Verteilungsschlüssel geeinigt, der Nordrhein-Westfalen objektiv 
schwer benachteilige. Von den 2,5 Milliarden €, mit denen der Bund die Kommunen ent-
laste, erhalte Nordrhein-Westfalen lediglich 140 Millionen €, obwohl ihm aufgrund seiner 
Größe etwa 400 Millionen € zustünden. Niedersachen, Hessen, Bremen bekämen je-
weils mehr als Nordrhein-Westfalen. Mittlerweile sei die Stimmung in vielen nordrhein-
westfälischen Kommunen sehr gedrückt, da sie durch Hartz IV so belastet würden, dass 
sie ihre Haushalte nicht mehr ausgleichen könnten.  

Vorsitzender Günter Garbrecht verzichtet mit Blick auf die zu treffende Verfahrens-
absprache auf eine Entgegnung und regt an, dass der Minister dem Ausschuss die so-
eben angesprochene Benachteiligung Nordrhein-Westfalens bei der Verteilung der 
2,5 Milliarden € in der Sitzung am 24. Mai 2006 noch einmal darlegt.  

Rainer Bischoff (SPD) äußert sich zustimmend und begrüßt namens seiner Fraktion 
das Angebot von Herr Post, interfraktionelle Gespräche zu diesem Thema zu führen.  

5 Gesetz zur Durchführung des Altenpflegegesetzes und zur Ausbildung in 
der Altenpflegehilfe (AltPflG - NRW) 
Gesetzentwurf  
der Landesregierung 
Drucksache 14/1536 - Neudruck 
Vorlage14/476 
- Verfahrensabsprache 

Vorsitzender Günter Garbrecht teilt mit, die erste Lesung zu diesem Gesetzentwurf 
habe im Plenum am 5. April 2006 stattgefunden. Die Beratung obliege allein dem AGS-
Ausschuss. Der Minister habe den Ausschuss mit Schreiben vom 2. Mai über einen 
Entwurf einer Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Altenpflegehilfeausbildung un-
terrichtet (siehe auch Vorlage 14/476). Nun werde das weitere Verfahren abgespro-
chen. Nach interfraktionellen Gesprächen und Abstimmungen der Fraktionen von SPD, 
CDU und FDP solle auch dieser Tagesordnungspunkt am 24. Mai behandelt werden. 
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